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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
— Drucksache 12/615 — 


Entschuldung der Treuhandunternehmen 


A. Problem 

Die Altschulden der Unternehmen der Treuhandanstalt, die auf 
willkürlichen Zuweisungen der Planungsbehörden der früheren 
Deutschen Demokratischen Republik beruhen, behindern nach 
Auffassung der antragstellenden Fraktion die Sanierungs- und Pri- 
vatisierungsbemühungen der Treuhandanstalt. Des weiteren be- 
nachteiligen sie möglicherweise die Treuhandunternehmen in ih- 
rer Wettbewerbsstellung gegenüber Konkurrenzunternehmen. 
Die Umsetzung des Grundsatzes einer individuellen Schuldenre- 
gelung erfordert nach Auffassung der antragstellenden Fraktion 
zuviel Zeit und zuviel bürokratischen Aufwand und verzögert des- 
halb die Sanierung und Privatisierungsverhandlungen. 


B. Lösung 

Entschuldung der Treuhanduntemehmen nach Einzelfallprüfung 
gemäß Artikel 28 Abs. 2 des Einigungsvertrages. 

Große Mehrheit im Ausschuß 
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C. Alternativen 

Genereller Erlaß sämtlicher Altschulden. 

Minderheitsmeinung im Ausschuß 


D. Kosten 

Die Altschulden der Unternehmen der Treuhandanstalt betragen 
insgesamt ca. 106 Mrd. DM. Nach der bisherigen Praxis hat die 
Treuhandanstalt einen großen Teü der Altschulden unmittelbar 
bzw. mittelbar über einen niedrigeren Preis bei dem Verkauf von 
Unternehmen erlassen müssen. 

Nach Aussagen der Treuhandanstalt ist bisher keine Verkaufsver- 
handlung wegen der Altschuldenproblematik gescheitert. 

Nach bisheriger Erfahrung ist davon auszugehen, daß den Treu- 
handanstalt-Untemehmen insgesamt Altschulden in Höhe von 
etwa 75 Mrd. DM zu erlassen sein werden. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag der Fraktion der SPD — Drucksache 12/615 — abzu- 
lehnen. 

Bonn, den 25. September 1991 

Der Haushaltsausschuß 

Rudi Walther (Zierenberg) Adolf Roth (Gießen) Helmut Esters 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Adolf Roth (Gießen) und Helmut Esters 


Der Antrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
12/615 — Entschuldung der Treuhandunterneh- 

men — wurde in der 32. Sitzung des Deutschen Bun- 
destages am 14. Juni 1991 federführend an den Haus- 
haltsausschuß und zur Mitberatung an den Finanz- 
ausschuß sowie den Ausschuß für Wirtschaft überwie- 
sen. Zur Vorberatung des Antrags hat der Haushalts- 
ausschuß in seiner Sitzung am 19. Jimi 1991 seinen 
Unterausschuß Treuhandanstalt beauftragt. In seiner 
10. Sitzung am 6. September 1991 hat der Unteraus- 
schuß Treuhandanstalt den Antrag beraten und mit 
der Mehrheit der Koahtionsfraktionen dem Haus- 
haltsausschuß die Ablehnung des Antrags empfoh- 
len. 


1. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

a) Finanzausschuß 

Der Finanzausschuß hat auf eine Stellungnahme 
verzichtet, da die Vorlage seine Zuständigkeit 
nicht berührt. 

b) Ausschuß für Wirtschaft 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Antrag der 
Fraktion der SPD — Drucksache 12/615 — in sei- 
ner 11. Sitzung am 18. September 1991 mit den 
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
gegen die Stimmen der antragstellenden Fraktion 
der SPD abgelehnt. 


2. Ausschußempfehlung 

Der Haushaltsausschuß hat die Vorlage in seiner Sit- 
zung am 25. September 1991 beraten und dabei mit 
großer Mehrheit den Antrag der Fraktion der SPD 
abgelehnt. 

Die Koalitionsfraktionen hoben hervor, daß eine voll- 
ständige Entschuldung der Treuhandunternehmen 
von allen Altkrediten unvertretbar sei, Entscheidung 
gen über Schuldenerlaß können immer nur einzelfall- 
bezogen erfolgen. Dabei ist auch zu berücksichtigen, 
daß den Unternehmen eine im Vergleich zum Wettbe- 
werb ähnhche Finanz- und Eigenkapitalausstattung 
zu verschaffen ist. 

Des weiteren wird eine individuelle Schuldenrege- 
lung regelmäßig bei den eigentlichen Privatisierungs- 
verhandlungen erfolgen. 

Auch der Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschafthchen Entwicklung kommt in sei- 
nem Jahresgutachten 1990/91 zu dem Ergebnis, daß 
ein völliger Erlaß der Altschulden der Unternehmen 
keinen wes entheben Beitrag zu ihrer Sanierung lei- 
sten würde. Im Einzelfall sei jedoch ein Schuldenerlaß 


in dem Betrag zweckmäßig, wie er den Zukunftser- 
folgswert des jeweihgen Unternehmens übersteige. 

Die Koahtionsfraktionen wiesen ferner darauf hin, 
nach Artikel 28 Abs. 2 des Einigungsvertrages sei 
eine Entschuldung der Unternehmen nur nach Einzel- 
fallprüfimg vorgesehen. Dementsprechend habe die 
Treuhandanstalt gegenwärtig im Zusammenhang mit 
der FeststeUung der DM-Eröffnimgsbilanzen einzel- 
fallbezogen über die teilweise oder vollständige Ent- 
schuldung ihrer Unternehmen zu entscheiden. Dabei 
müsse sie nach dem Grundsatz verfahren, den Unter- 
nehmen die für sie tragbaren Schulden zu belassen. 

Weiterhin sei zu berücksichtigen, daß ein im Ver- 
gleich zu EinzehaUentscheidungen voUständiger 
Schuldenerlaß die Schulden der Treuhandanstalt um 
ca. 25 Mrd. DM erhöhen würde. Dies würde bei den 
heutigen Kapitalmarktzinsen zu einem um rund 
2,3 Mrd. DM höheren Zinsaufwand bei der Treuhand- 
anstalt führen. Dies sei angesichts der stark belasteten 
finanziellen Lage der Treuhandanstalt nicht zu vertre- 
ten. 

Ein genereller Schuldenerlaß würde den bürokrati- 
schen Aufwand nicht spürbar vermindern, weil die 
betriebhehen Altschulden für die Unternehmen der 
Treuhandanstalt im Rahmen der DM- Eröffnungsbi- 
lanzen grundsätzheh festgestellt werden müßten. 

Schheßheh sei nach Aussage der Treuhandanstalt bis- 
her keine Verkaufsverhandlung wegen der Altschul- 
denproblematik gescheitert. 

Die Fraktion der SPD verwies demgegenüber in den 
Beratungen des Unterausschusses Treuhandanstalt 
auf die „Grundsätze zur Zusammenarbeit von Bund, 
neuen Ländern und Treuhandanstalt für den Auf- 
schwung Ost'' vom 14. März 1991. Diese Grundsätze 
beinhalteten eine neue Weichenstellung für die Ar- 
beit der Treuhandanstalt, die eines pohtischen Signals 
bedürfe. Die damit vereinbarte Ausschöpfung des ge- 
setzhehen Auftrages der Treuhandanstalt, die Struk- 
turanpassung der Wirtschaft an die Erfordernisse des 
Marktes zu fördern, indem sie insbesondere auf die 
Entwicklung sanierungsfähiger Betriebe zu wettbe- 
werbsfähigen Unternehmen Einfluß nehme, verlange 
eine klare und glaubwürdige Neuorientierung der 
Bundesregierung in der Altschuldenproblematik. 

Der von der Bundesregierung im letzten Jahr aufge- 
stellte Grundsatz einer individuellen Schuldenrege- 
lung würde zuviel Zeit kosten, sei zu bürokratisch, 
verzögere Privatisierungsmaßnahmen, erschwere den 
Sanierungsprozeß und schrecke potentielle Investo- 
ren ab. Ein pohtischer Beschluß über die generelle 
Befreiung der Treuhandunternehmen von den ihnen 
willkürhch zugeordneten Schulden erhöhe deshalb 
ihre Überlebensfähigkeit, mache die Betriebe in den 
Augen potentieller Investoren attraktiver, verstärke 
die Ernsthaftigkeit des Sanierungsbemühens in den 
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Augen der betroffenen Arbeitnehmer und verursache 
dem Staat im Ergebnis keine zusätzlichen Kosten. 

Faktisch seien alle bisherigen Privatisierungen darauf 
hinausgelaufen, daß die Treuhandanstalt entweder 
vor der Veräußerung die Betriebsschulden habe über- 
nehmen müssen oder vom Käufer einen entsprechend 
niedrigeren Kaufpreis erlöst habe. Bereits nach dem 
Erkenntnisstand zu Anfang dieses Jahres sei man des- 
halb davon ausgegangen, daß die Treuhandanstalt 
rund 70 v. H. des Altschuldenbestandes ihrer Betriebe 
übernehmen müsse. 

Diese Entwicklung unterstreiche die von der Fraktion 
der SPD schon vor einem Jahr während der Verhand- 
lungen zum Staats- und zum Einigungsvertrag einge- 
nommene Haltung, daß die Schulden der Treuhand- 
untemehmen nicht das Ergebnis betriebswirtschaftli- 
cher Entscheidungen in der Vergangenheit sind. Sie 
beruhten auf willkürüchen Zuweisungen der Pla- 


nungsbehörden in der früheren Kommando-Wirt- 
schaft der Deutschen Demokratischen Repubhk und 
dürften deshalb unter den Bedingungen der Wettbe- 
werbswirtschaft nicht weiterhin dem jeweiÜgen ein- 
zelnen Betrieb angelastet werden. Diese Auffassung 
werde auch von der Wissenschaft, der Deutschen 
Bundesbank und der westdeutschen Wirtschaft ge- 
teilt. 

Nachdem der Unterausschuß Treuhandanstalt die von 
der Fraktion der SPD vorgetragenen Argumente 
mehrheitlich nicht akzeptiert hat, hat sich die Fraktion 
der SPD im Haushaltsausschuß bereit erklärt, der Be- 
schlußempfehlung zuzustimmen, da diese zumindest 
in Teilbereichen dem Anhegen Rechnung trägt, die 
Treuhandunternehmen nach EinzelfaUprüfung zu 
entschulden. 

Der Vertreter der Gruppe der PDS/Linke Liste 
stimmte dem Antrag zu. 


Bonn, den 25. September 1991 


Adolf Roth (Gießen) Helmut Esters 

Berichterstatter 
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